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A. Festsetzungen durch Planzeichen

© Bayerische Vermessungsverwaltung

N

Gemeinde Kirchensittenbach
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan
 "Feuerwehrhaus Kirchensittenbach"
maßstab:   1 : 1.000   
datum:       02.02.2026
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ergänzt:

Vorentwurf

Landschaftsarchitekten 
und Stadtplaner GmbH     TEAM  4

w w w . t e a m 4 - p l a n u n g . d e i n f o @ t e a m 4 - p l a n u n g . d e
90491 nürnberg t el ef o n       0 9 1 1 / 3 9 3 5 7 - 0oedenberger str. 65

PRÄAMBEL
Die Gemeinde Kirchensittenbach erlässt aufgrund der §§ 9 und 10 Abs.1 des Baugesetzbuches (BauGB), der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der jeweils zum Zeitpunkt dieses 
Beschlusses gültigen Fassung den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan "Feuerwehrhaus Kirchensittenbach" in der 
Fassung vom ................. als Satzung. 

Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan besteht aus der Planzeichnung einschließlich der Festsetzungen durch 
Planzeichen (Teil A) sowie den textlichen Festsetzungen (Teile B und C). 

Dem Bebauungsplan mit Grünordnungsplan werden die Begründung und der Umweltbericht in der Fassung vom 
.................  beigefügt, ohne dessen Bestandteil zu sein.

VERFAHRENSVERMERKE FÜR DIE AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom ................. die Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .................  ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §  3 Abs.  1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  ................ hat in 
der Zeit vom .................  bis .................  stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §  4 
Abs.  1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................hat in 
der Zeit vom ................. bis ................. stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ................. wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §  4 Abs.  2 BauGB in der Zeit vom .................bis 
.................beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ................. wurde mit der Begründung 
gemäß §  3 Abs.  2 BauGB in der Zeit vom ................. bis ................. im Internet veröffentlicht. 
Die Unterlagen wurden über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht.

6. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderates vom ................ den Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ................ als Satzung 
beschlossen.

(Siegel) Gemeinde Kirchensittenbach, den .............................

.........................................................
Albrecht Klaus
Erster Bürgermeister

7. Das Landratsamt Nürnberger Land hat den Bebauungsplan mit Bescheid 
vom ................ , AZ..................... gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

(Siegel Genehmigungsbehörde) Landratsamt Nürnberger Land, den .............................

Unterzeichner/-in ..............................                                      

8. Ausgefertigt

(Siegel) Gemeinde Kirchensittenbach, den .............................

........................................................
Albrecht Klaus
Erster Bürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ................. gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 
HS 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung und 
zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 
44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§214 und 215 BauGB wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen.

(Siegel) Gemeinde Kirchensittenbach, den .............................

........................................................
Albrecht Klaus
Erster Bürgermeister

3,00m

02 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 5 Abs. 2 Nr.1, § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

GeschoßflächenzahlGFZ 1,2

GrundflächenzahlGRZ 0,6

Zahl der Vollgeschosse als HöchstmaßII

03 BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze (mit Bestimmungslinie gestrichelt)

Offene Bauweiseo

01 GEMEINBEDARF
(§ 5 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4,  § 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

FeuerwehrF

Sozialen Zwecken dienende Gebäude 
und Einrichtungen

05 SCHUTZ, PFLEGE,ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 5 Abs. 2 Nr.10 und Abs. 4, § 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonst. Bepflanzungen sowie von Gewässern

Landschaftsschutzgebiet (Herausnahme bereits im Kreisrat beschlossen; 
Zeichnung wurde an neue Grenze angepasst)

L

Umgrenzung von Schutzgebiete und Schutzobjekten im Sinne des 
Naturschutzrechtes (§ 9 Abs. 6 BauGB)

06 SONSTIGE PLANZEICHEN 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Biotope lt. amtl. Kartierung LfU
mit Nummer

Höhen in m ü. NHN
Grundlage für die Erschließungsplanung stellt 
die fachtechnische Geländevermessung dar

vorhandene Gebäude

vorhandene Grundstücksgrenzen
(mit Flurnummern)

07 Hinweise

57

6635-0113-004

420

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg

04 VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Externe Ausgleichsfläche
Fl.Nr. XXX, Germarkung XXX, XXX m2 (wird zum Entwurf ergänzt)

C.   Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. der BayBO) und Gestaltungs-

festsetzungen 

 

 1. Dachform: Satteldach ( SD), Pultdach (PD) und Flachdach (FD) und versetztes Pultdach 

(vPD). Zwerchgiebel und Dachgauben sind zulässig. 

Dachneigung: 0-35 Grad  

 2. Die Dacheindeckung hat in dunklen Farbtönen in rot bis rotbraun oder anthrazit zu erfol-

gen  

 3. Grundstückseinfriedungen sind nur in nicht blickdichter Ausführung bis zu einer Höhe 

von 2,0 m zulässig. Es ist ein Freihalteabstand zwischen Gelände und Zaununterkante 

von 15 cm als Durchlass für Kleintiere einzuhalten. 

 

 

D.  Hinweise 

 1. Alle mit der Durchführung des Projektes betrauten Personen müssen darauf hingewie-

sen werden, dass bei Außenarbeiten auftretende vor- und frühgeschichtliche Funde 

nach dem Bayer. Denkmalschutzgesetz unverzüglich dem Bayer. Landesamt für Denk-

malpflege gemeldet werden müssen. Archäologische Bodendenkmäler genießen den 

Schutz des BayerDSchG, insbesondere Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 und 2. 

 2. Es wird angeregt; Niederschlagswasser zur Grundstücksbewässerung zu nutzen. 

 3. Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bo-

dens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeu-

ten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 

BayBodSchG). Der Aushub ist z. B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzula-

gern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg des Mate-

rials geklärt ist. 

 4. Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten: 

Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mind. 0,5 m Abstand von der Grenze 

Gehölze über 2,0 m Höhe – mind. 2,0 m Abstand von der Grenze 

 5. Auf den besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang und 

zum Schutz von Boden nach DIN 19731 und §§ 6-8 BBodSchV wird hingewiesen. 

B. Textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB, BauNVO und DIN 18005 

 

 1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO) 

 1.1 Flächen für Gemeinbedarf 

Zweckbestimmung: Feuerwehr und sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrich-

tungen. Betriebswohnungen sind nicht zulässig. 

 

 2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 

 2.1 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO)    0,6 

 2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 16 BauNVO)    1,2 

 2.3 Höhenfestsetzung (§ 9 Abs. 3 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) als Höchstgrenze 

  Die maximale Gebäudehöhe (für Fahrzeughalle und Raumtrakt) beträgt max. 9,0 m. 

Gemessen wird von der Oberkante Fertigfußboden des Erdgeschosses bis zur Schnittli-

nie Außenkante Außenwand/Oberkante Dachhaut bzw. Oberkante Attika.  

  Dachaufbauten für haustechnische Anlagen dürfen die festgesetzte maximale Gebäude-

höhe um bis zu 3,0 m überschreiten. 

Die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses der Gebäude darf max. auf der  

Höhe der Oberkante der Staatsstraße im Bereich der Zufahrt liegen. 

 

 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

 3.1 Offene Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO). 

  Es ist nur die offene Bauweise mit max. 50 m Gebäudelänge zulässig. 

 3.2 Nebenanlagen und Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 

 

 4. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und  

zur Entwicklung der Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 25 BauGB) 

 4.1 Zuordnung von externen Ausgleichsflächen nach § 1a Abs. 3 BauGB 

  Dem Eingriff durch die geplante Bebauung werden XX qm der Fl.Nrn. XX und XX Gmkg. 

XX, als externe Ausgleichsfläche zugeordnet. Als Entwicklungsziel wird XXX festgesetzt.  

Maßnahmen:  

wird ergänzt 

 4.2 Erhaltungsgebot von Bäumen, Sträuchern und sonst. Bepflanzung 

Die innerhalb des Geltungsbereichs gelegenen Gehölzstrukturen (Gewässer-

Begleitgehölz) sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Abgehende Ge-

hölze sind durch Nachpflanzungen standortheimischer Arten zu ersetzen. 

 4.3 Pflanzgebote Laubbäume (Standortungebunden) 

Es ist pro angefangenen 1.000 qm der Gemeinbedarfsfläche ist ein mittel- bis großkroni-

ge Laubbäume gem. Pflanzliste in der Begründung zu pflanzen. Pflanzqualität: Hoch-

stamm, StU mind. 16/18. 

 4.4 Flächen mit Begründungsbindung  

Die Flächen mit Begrünungsbindung sind naturnah zu gestalten und wo nicht gem. Fest-

setzung B.4.2/ B.4.3 bepflanzt als Gras-Krautfluren oder Staudenfluren mit heimischen 

Arten zu bepflanzen bzw. anzusäen. Kies- oder Schotterbeete sind unzulässig. 

 4.5 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme: Verwirklichung und Umsetzung der im 

„Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung“ (StMUV 2020) genannten Ziele 

und Maßnahmen. 

 


	BP [Layoutname]

